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Finanzsituation der Kommunen 

Finanzminister Keller: „Bund muss durch ihn verur-
sachte Kosten übernehmen“ 

Potsdam – Vor dem Hintergrund der für viele Kommunen schwieriger gewordenen finanziellen 
Lage fordert Brandenburgs Finanzminister Daniel Keller, dass der Bund für jene Kosten aufkom-
men muss, die er mit Gesetzen und Rechtsvorschriften verursacht. „Die Finanzlage für Städte, Ge-
meinden und Landkreise ist genauso wie für das Land nicht einfach. Die Kommunen im Land Branden-
burg können sich nicht von dem gesamtdeutschen Trend abkoppeln, denn auch im Land steigen die 
Ausgaben stärker als die Einnahmen. Grundsätzliche Lösungen kann es nur auf Bundesebene geben, vor 
allem durch eine angemessene Übernahme des Bundes von durch ihn verursachte Kosten. Wir müssen 
hin zum Grundsatz der Veranlassungskonnexität. Das heißt, wenn der Bund durch gesetzliche Änderun-
gen Kosten auslöst, muss er hierfür einen entsprechenden dauerhaften finanziellen Ausgleich schaffen.“  

Am Freitag (19. Juni) hatte die Bertelsmann Stiftung in dem neu vorgelegten Kommunalen Finanz-
report auf das steigende Finanzierungsdefizit der Kommunen Brandenburgs hingewiesen. Dem-
nach sei das Defizit der Städte, Gemeinden und Landkreise im Land von 2024 zu 2025 von 355 
Millionen Euro auf 832 Millionen Euro gestiegen. 

Die Gewerbesteuereinnahmen der Kommunen in Brandenburg seien im gleichen Zeitraum um 
5,3 Prozent auf 1,287 Milliarden Euro zurückgegangen – nach einem Plus von 26 Prozent in den 
Jahren 2021 bis 2024. Die Verschuldung der Gemeinden und Gemeindeverbände in Brandenburg 
bleibt 2025 trotz steigender Schuldenstände niedrig. 
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Nach Thüringen weist Brandenburg mit 164 Millionen Euro den niedrigsten Schuldenstand bei 
den Kassenkrediten aus. Da bundesweit Kommunen in haushalterische Schieflage geraten, ha-
ben am heutigen Montag (22. Juni) Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag und Deutscher 
Städte- und Gemeindebund zu einem bundesweiten Aktionstag „Kommunen am Limit“ aufgerufen, 
der auf die Finanzsituation der Kommunen aufmerksam machen soll. 

„Unsere Botschaft in dieser für die betroffenen Kommunen und Landkreise nicht einfachen Situation ist 
klar. Das Land steht weiterhin fest an der Seite der kommunalen Ebene. Wir blicken auf eine lang-
jährige und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit unseren Kommunen und Landkreisen. Wir wissen um 
ihren wichtigen Beitrag für ein lebenswertes Brandenburg“, betont Finanzminister Keller.  

Wer die Musik bestelle, müsse sie auch bezahlen, sei eine verbreitete Redewendung, aber im fö-
deralen Aufbau der Bundesrepublik oft nicht Realität. Brandenburgs Finanzminister wies darauf 
hin, dass die Ministerpräsidentenkonferenz im Juni 2025 den Bund nachdrücklich aufgefordert 
habe, einen Vorschlag zum Grundsatz der Veranlassungskonnexität zu entwickeln. Hier müsse der 
Grundsatz einer angemessenen Kostenübernahme festgeschrieben werden. 

Finanzminister Keller unterstrich zudem, dass in den Bereichen, in denen das Land Brandenburg 
selbst für die Gemeinden und Gemeindeverbände wirken kann, bereits tätig werde, um die Fi-
nanzsituation der Kommunen in Brandenburg zu verbessern. „Trotz unserer eigenen angespannten 
Haushaltslage machen die Zuweisungen an unsere Kommunen seit vielen Jahren den mit Abstand größ-
ten Anteil an unserem Landeshaushalt aus. Alle Förderungen und gesetzliche Zuweisungen an die Kom-
munen zusammengenommen – waren es allein im Jahr 2024 etwa 40 Prozent des gesamten Haushalts-
volumens“, so Keller. Er erinnerte zudem an Maßnahmen wie der Entschuldungshilfe für Kommu-
nen in Höhe von knapp 250 Millionen Euro, die Corona-Hilfen mit etwa 795 Millionen Euro sowie 
das Brandenburg-Paket, das Kommunen mit rund 654 Millionen Euro unterstützte.  

„Ein anderes Beispiel ist das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität des Bundes. Von 
rund drei Milliarden Euro, die Brandenburg erhält, stehen den Kommunen 1,5 Milliarden Euro zur Ver-
fügung“, so der Finanzminister. Das Land habe ferner sehr schnell die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, dass die Kommunen die Mittel auch tatsächlich zügig abrufen können. Bereits im April 
2026 habe es erste Auszahlungen an Kommunen gegeben.  

„Darüber hinaus unterstützten wir als Land Brandenburg zusätzlich unsere Kommunen bei der Kredit-
aufnahme für Investitionen in die eigene Infrastruktur. Im Rahmen des Kommunalen Investitionspro-
gramms erhalten Städte, Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreise verbilligte Kredite bei der 
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Investitionsbank des Landes Brandenburg, alle Zinskosten oberhalb von einem Prozent trägt das Land 
aus dem Landeshaushalt“, erläutert der Finanzminister. 


